
 

 

 





Aus haushaltsrechtlichen und beihilferechtlichen Gründen ist die Rückgabe der Patronatserklärung zum 31. 
Dezember 2014 vorgesehen. 



 

„Der europäische Gerichtshof hat die Durchführung des privaten Investorentestes 

als Maßstab dafür, ob eine Beihilfe vorliegt oder nicht, mehrfach bestätigt und 

weiterentwickelt (Traupel, in: Birnstiel/Bungenberg/Heinricht, Europäisches 

Beihilfenrecht, Kap 1, Rn. 518).  

In Fällen also, in denen die Investition zu Bedingungen erfolgt, die für einen 

marktwirtschaftlich handelnden privaten Investor ohne staatliches Eingreifen 

akzeptabel wären, liegt keine beihilferechtsrelevante Begünstigung des 

Unternehmens vor (so auch: Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur 

Förderung von Risikokapitalinvestitionen in kleine und mittlere Unternehmen, ABl. 

EU, 2006, C 194/2ff, Ziff. 3.2). 

Die europäische Kommission bewertet eine Eigenkapitalmaßnahme als marktüblich 

und damit beihilfenfrei, wenn sie unter Zugrundelegung einer marktüblichen Rendite 

zu einer Unternehmenswertsteigerung führt, die über das zugeführte Eigenkapital 

hinausgeht (so Püstow, u.a.: Eigenkapitalbedarf öffentlicher Unternehmen und 

Beihilfenrecht, Public Governance, 2013, S. 12, S. 13)… 

Ein wesentlicher Beleg für die Annahme, dass ein privater Investor unter diesen 

Bedingungen ebenfalls in die ZR investieren würde, wäre der Umstand, dass die 

beiden anderen Gesellschafter im gleichen Verhältnis zu ihren Geschäftsanteilen die 

angestrebte Erhöhung des Eigenkapitals mittragen würden (so auch Leibenath, in: 

Heidenhain, European State Aid Law, 1. Auflage 2010: § 6 „The ‚Private Investor 

Test’ as Standard of Rieview für State Investments of Capital”). 

Für den Fall einer simultanen Erhöhung des Eigenkapitals durch sowohl den 

staatlichen als auch den privaten Anteilseigner führt das Prinzip des „Private 

Investor“-Test dazu, dass das Investment nicht als Beihilfe im Sinne des Art. 107 

AEUV (früher Art 87 EG-Vertrag) angesehen werden kann („When the State and 

private investors act in tandem, the principle of the private investor test holds that 

the State’s investment cannot involve State aid within the meaning of Article 87 (1) 

EC“) – Leibenath, aaO, Rn 13. 

Unter Bezug auf die Mitteilung Kapitalbeteiligungsstandpunkt (Bull. EG 9-1984, S. 

104ff) wird dabei im Einzelnen festgestellt, dass bei einer simultanen Erhöhung des 

Kapital dann keine Beihilfe vorliegt, 

-  wenn bei einer Erhöhung der Beteiligung der öffentlichen Hand an Unternehmen 

die Bereitstellung von Kapital der Zahl der Anteile der öffentlichen Hand 

entspricht und gleichzeitig mit der Bereitstellung von Mitteln durch private 

Anteilseigner erfolgt (Ziff. 3.2, 3. Spiegelstrich Kapitalbeteiligungsstandpunkt) 

und  

-  der Anteil des privaten Kapitalgebers von realer wirtschaftlicher Bedeutung ist, 

d.h. die Beteiligung der privaten Anteilseigner darf nicht von nur geringfügiger 

Bedeutung sein (Ziff. 3.2, 3. Spiegelstrich). 

Im Umkehrschluss würde die Kapitalerhöhung dann als Beihilfe anzusehen sein, 

wenn die staatliche Beteiligung erheblich höher ausfällt als bei der ursprünglichen 

Aufteilung und die im Verhältnis geringere Beteiligung der privaten Anteilseigner im 

Wesentlichen den schlechten Rentabilitätsaussichten des Unternehmens 

zuzuschreiben ist (Kapitalbeteiligungsstandpunkt, Ziff 3.3, 5. Spiegelstrich). 



Die Gleichzeitigkeit der Kapitalerhöhung muss in der Weise sichergestellt werden, 

dass der öffentliche Anteilseigner nicht vorleistet und auch der private nicht einfach 

die Möglichkeit hat, seinen Beitrag zurückzuziehen. 

Wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind und werden, liegt in der Kapitalerhöhung 

keine Beihilfe. Damit ist der Private Investor Test erfüllt.“  
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